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Gerecht	geht	anders!	

Unsere	Alternative	heißt	Solidarität	
Wir	haben	viele	gute	Vorstellungen,	wie	wir	gern	leben	und	arbeiten	wollen:	Gute	Arbeit	mit	
existenzsicherndem	Einkommen,	soziale	Sicherheit,	erschwingliches	Wohnen,	Zugang	zu	einer	
öffentlichen	Infrastruktur	mit	guten	Leistungen	in	der	Kinderbetreuung,	Gesundheit,	Bildung,	
Nahverkehr	und	vieles	mehr.	Und	natürlich	eine	friedliche	Welt,	frei	von	Not,	Leid	und	Armut.		

Doch	in	Deutschland	nimmt	die	soziale	Spaltung	zu.	Menschen	im	größten	Niedriglohnsektor	
der	EU	leiden	unter	prekären	Bedingungen.	Andere	befürchten	den	sozialen	Abstieg.	Die	Ant-
worten	der	Regierungen	auf	diese	Krise	helfen	nicht.	Im	Gegenteil:	Trotz	Haushaltsüberschüs-
sen	betreiben	sie	mit	Schuldenbremse	und	rigider	Sparpolitik	den	Rückbau	des	Sozialstaates,	
verursachen	die	Not	von	Kommunen	und	wachsende	Armut	von	vielen	Familien.	Die	Vermö-
gen	und	Einkommen	der	Superreichen	 schonen	sie	mit	einem	Steuerunterbietungswettbe-
werb.		

Auch	in	der	Welt	um	uns	herum	sieht	es	nicht	gut	aus:	Waffenexporte	und	Kriege	führen	auch	
mit	Beteiligung	von	Deutschland	und	anderen	NATO-Staaten	zu	tausendfachem	Tod,	Leid	und	
weltweiten	 Fluchtbewegungen.	 Terror	wächst	 als	 Folge	 einer	 Spirale	 von	 Eskalation.	Men-
schen	 fliehen	vor	unerträglicher	Not,	Armut	und	Leid	aus	 zerstörten	Ländern	und	Städten.	
Mehr	als	65	Millionen	Menschen	haben	weltweit	ihre	Heimat	verlassen,	so	viele	wie	noch	nie	
seit	dem	zweiten	Weltkrieg.	Sie	fliehen	auch	nach	Europa,	in	die	Länder	der	EU.	Sie	riskieren	
ihr	Leben	bei	der	Flucht.	Seit	1988	wurde	dabei	das	Mittelmeer	für	zehntausende	Menschen	
zum	Grab.	Und	das	Sterben	findet	kein	Ende.	Die	Flüchtenden	kommen	oft	 in	 Italien,	Grie-
chenland	oder	Spanien	an,	wo	aktuell	die	Menschen	unter	der	schwersten	wirtschaftlichen	
Krise	seit	Gründung	der	EU	leiden.	In	Südeuropa	ist	jeder	zweite	erwerbsfähige	Jugendliche	
ohne	Arbeit	und	Einkommen	und	vor	allem	auch	ohne	mittelfristige	Perspektive.	

In	dieser	Situation	treten	in	der	EU	rechte,	„populistische“	und	nationalistische	Parteien	mit	
erkennbarem	Zuspruch	in	der	Bevölkerung	auf.	Sie	profitieren	stark	von	den	politischen	Ver-
werfungen	und	Zuspitzungen	durch	die	europaweit	betriebene	neoliberale	Politik	und	auch		
der	 konzeptionellen	 Schwäche	 anderer	 Parteien.	 In	 Deutschland	 formiert	 sich	 die	 AfD	 als	
selbsternannte	„Alternative“	für	unser	Land.	

	

Die	AfD	–	wer	ist	das?	

Das	 Profil	 der	 AfD	 hat	 sich	 gewandelt.	 Konservative	Wirtschaftsliberale	 verließen	 die	 AfD,	
gründeten	eine	neue	Partei,	die	bei	den	Wahlen	ohne	Erfolg	blieb.	Die	neue	Führungsgruppe	



der	AfD	positioniert	sich	noch	deutlicher	am	rechten	Rand	des	politischen	Spektrums,	bis	hin	
zu	den	unerträglichen	Entgleisungen	des	Bundesvorstandsmitglieds	B.	Höcke	über	den	indust-
rialisierten	Massenmord	an	den	europäischen	Juden.	
	
Die	AfD	formiert	sich	auf	kommunaler,	Landes-	und	Bundesebene	und	zusammen	mit	ihren	
rechten	Kumpanen	im	Europäischen	Parlament.	Diese	neue	Rechte	findet	Unterstützung	 in	
Teilen	des	Landes,	und	mit	 jedem	Tabubruch	erweitert	sie	das	Terrain	und	den	Handlungs-
spielraum	auch	für	die	militante	Rechte.	Die	Distanzierung	vom	historischen	Faschismus	dient	
allenfalls	als	taktisches	Manöver.	Öffentlich	bekannte	Neonazis	laufen	bei	AfD-Aufmärschen	
mit	 –	und	keinen	dieser	Demonstrant*innen	 stört	 es.	 Ex-Funktionäre	der	NPD	und	andere	
rechtsextreme	Ideologen	arbeiten	AfD-Strukturen	und	-Fraktionen	in	den	Parlamenten	zu.		
	
In	der	AfD	finden	sich	Leute,	die	antisemitische	Witze	gut	finden,	die	aus	der	NPD	kommen	
oder	mit	der	NPD	z.B.	auf	kommunaler	Ebene	zusammenarbeiten,	die	ihre	rassistische	Einstel-
lung	aggressiv	zur	Schau	stellen.		
	
Die	AfD	behauptet,	eine	„Schwächung	Deutschlands“	in	der	und	durch	die	EU,	besonders	seit	
der	Einführung	des	Euro.	Sie	fordert	eine	noch	weiter	verschärfte	und	völkisch	orientierte	ne-
oliberale	Wirtschaftspolitik	(mehr	Markt,	weniger	Staat),	die	Ausgrenzung	derer,	die	in	ihren	
Augen	nichts	leisten,	wie	„Arbeitslose“,	„Sozialbetrüger“	und	auch	„Asylanten“;	die	Ausgren-
zung	von	Muslimen,	die	sie	pauschal	als	„nicht	integrierbar“	bezeichnen.	Sie	verlangt	eine	öko-
nomisch	ausgerichtete	Regulierung	der	Zuwanderung:	Kommen	darf	nur,	wer	wirtschaftlich	
„verwertbar“	ist.	Sie	tritt	dafür	ein,	dass	der	Sozialstaat	ausschließlich	auf	die	„Sicherung	für	
Notlagen“	reduziert	wird:	„die	Familie	als	Keimzelle	gesellschaftlicher	Solidarität“.	Frauen	im	
Erwerbsleben	sind	für	die	AfD	Ergebnis	von	„falsch	verstandenem	Feminismus“.	
	
Die	AfD	hält	nichts	von	gewerkschaftlich	organisierter	Vertretung	von	Arbeitnehmer*innen-
Interessen.	Das	Thema	betriebliche	Mitbestimmung	kommt	in	den	Wahlprogrammen	der	AfD	
überhaupt	nicht	vor.	Die	Interessengemeinschaft	"Arbeitnehmer	in	der	AfD"	(AidA)	unterstellt	
sogar	pauschal	allen	Betriebsräten,	dass	diese	sich	nicht	in	erster	Linie	für	die	Interessen	der	
Beschäftigten	einsetzten,	sondern	auf	Seiten	der	Arbeitgeber	stünden.	Darüber	hinaus	fordert	
AidA,	dass	Betriebsräte	"unabhängiger	von	gewerkschaftlichen	Einflüssen"	werden.	Die	AfD	
fordert	 „Vereinfachungen	 (…)	 beim	 betrieblichen	 Beauftragtenwesen,	 bei	 betrieblichen	 Si-
cherheitsbestimmungen	oder	auch	beim	Mindestlohn“,	was	nicht	weniger	ist	als	der	Frontal-
angriff	auf	soziale	Mindeststandards,	die	wir	in	Jahrzehnten	harter	gewerkschaftlicher	Ausei-
nandersetzungen	erkämpft	haben.	
	
Die	AfD	verunglimpft	die	Gesamtschule	als	„nach	unten	nivellierende	Einheitsschule“	und	for-
dert	die	strikte	Trennung	von	Schüler*innen	ab	der	fünften	Klasse	in	das	dreigliedrige	Schul-
system	mit	dem	Ziel	„der	Abkehr	von	geschwätziger	Kompetenzorientierung“	auf	Basis	von	
„Leistungsbereitschaft	und	Disziplin“.	

	 	



Die	AfD	will	den	öffentlich-rechtlichen	Rundfunk	zerschlagen.	Sie	spricht	sich	unter	anderem	
für	eine	„deutsche	Leitkultur“	aus.	Sie	vertritt	die	Meinung,	dass	die	Kulturpolitik	durch	den	
Staat	„ideologisch	beeinflusst“	würde	und	will	ihre	Kulturpolitik	an	„fachlichen	Qualitätskrite-
rien"	und	„ökonomischer	Vernunft“	ausrichten.	Die	Forderung	der	AfD,	dass	in	Zukunft	nur	
noch	EIN	bundesweites	Radio-	und	Fernsehprogramm	ausgestrahlt	werden	soll,	ist	nichts	an-
deres	als	die	Forderung	nach	der	Zerschlagung	des	öffentlich-rechtlichen	Rundfunks,	seiner	
Vielfalt	an	Sendern,	Wellen	und	letztlich	seiner	Vielfalt	an	Meinungen.	
	
Die	AfD	ruft	nach	dem	starken	Staat	für	die	„Aufrechterhaltung	von	Ruhe	und	Ordnung“.	
	
Nicht	alle	Mitglieder	und	Sympathisierenden	teilen	alle	diese	Ziele.	Je	nach	Situation	und	Be-
darf	betonen	die	AfD-Strategen	mehr	das	eine	oder	das	andere.	Es	ist	für	die	Partei	von	Vorteil,	
sich	nicht	genau	zu	positionieren,	weil	sie	dies	(Protest-)	Wähler*innenstimmen	kosten	würde.		
	
Wie	sehen	wir	das	als	Gewerkschafterinnen	und	Gewerkschafter?	
	
Solidarität	kann	nicht	beschränkt	sein	auf	die	„Leistungsträger“	 in	der	Gesellschaft.	Als	Ge-
werkschafter*innen	wollen	wir	eine	Gesellschaft,	 in	der	diejenigen	unterstützt	werden,	die	
Unterstützung	benötigen.	Solidarität	gilt	nicht	nur	für	die	Arbeitenden,	sondern	auch	für	Er-
werbslose,	Flüchtlinge,	für	alle	sozial	Benachteiligten.		
	
Gewerkschaftspolitik	endet	nicht	am	Betriebstor.	Als	Gewerkschaften	sind	wir	gemäß	Artikel	
9	Absatz	3	des	Grundgesetzes	auch	aufgefordert,	uns	um	die	Wirtschaftsbedingungen	in	un-
serem	Land	zu	sorgen	und	zu	kümmern,	das	heißt,	auch	um	die	Art	und	Weise,	wie	wir	mitei-
nander	leben.	Deswegen	stellen	wir	auch	gesellschaftspolitische	Forderungen	auf:	
Eine	solidarische	Gesellschaft	und	soziale	Gerechtigkeit	beginnt	mit	einer	Politik,	die	gleichbe-
rechtigte	Zugangs-	und	bessere	Bildungschancen	für	alle	Kinder	und	Jugendlichen	eröffnet.	
Wir	streiten	für	eine	gesetzlich	gesicherte	Rente,	die	ein	gutes	Leben	ohne	Armut	 im	Alter	
sichert;	für	einen	tatsächlich	existenzsichernden	Mindestlohn;	für	eine	menschen-	und	völker-
rechtsorientierte	Flüchtlings-	und	Asylpolitik,	die	der	Leistungsfähigkeit	und	vor	allem	auch	
Verantwortung	 Deutschlands	 gerecht	wird;	 für	 die	 Aufrechterhaltung	 der	 öffentlichen	Da-
seinsvorsorge	wie	zum	Beispiel	Gesundheit,	Verkehr,	Kultur	und	Infrastruktur.	Mit	anderen	
Worten:	Wir	wollen	ein	soziales	und	demokratisches	Deutschland	in	einem	sozialen	und	de-
mokratischen	Europa,	das	den	Ausgleich	und	den	Zusammenhalt	der	Menschen	fördert.	
	
Diesen	grundgesetzlichen	Auftrag	will	uns	die	AfD	streitig	machen.	Vor	allem	der	neoliberale	
Flügel	stellt	auch	den	Kernbereich	unseres	gewerkschaftlichen	Handelns,	das	Streikrecht,	in-
frage.		Wir	lehnen	jede	Politik	ab,	die	unser	Grundrecht	auf	Streik	beschränkt	und	reguliert.		
	
Die	AfD	ist	keine	Partei	für	Arbeitnehmer*innen	und	auch	keine	Partei	der	sogenannten	„klei-
nen	Leute“.	Sie	vertritt	nicht	unsere	Interessen	als	abhängig	Beschäftigte	und	schon	gar	nicht	
als	Erwerbslose.		
	

	 	



In	der	Vergangenheit	haben	rechtskonservative,	deutschnationale	Parteien	eine	üble	Rolle	ge-
spielt.	Sie	waren	1932/33	Steigbügelhalter	für	den	deutschen	Faschismus,	der	für	Tausende	
Gewerkschaftsmitglieder	Terror,	Folter	und	Tod	in	den	Konzentrationslagern	bedeutete,	der	
den	Völkermord	an	den	europäischen	Juden,	Sinti	und	Roma	betrieb,	und	der	mit	dem	zweiten	
Weltkrieg	und	über	60	Millionen	Toten	mehr	als	einen	ganzen	Kontinent	verwüstete.		
	
Das	Erstarken	von	rechten,	deutschnationalen	Bewegungen	und	Parteien	verhindern	wir	nur,	
wenn	es	uns	gelingt,	ihnen	den	Nährboden	zu	entziehen.	Das	ist	keine	leichte	Aufgabe.		
	
Wir	wollen	eine	Politik	für	Sozialstandards,	die	global	wirken,	für	ein	soziales	Europa	mit	de-
mokratischen	und	sozialen	Grundrechten,	mit	existenzsichernden	Mindestlöhnen	und	guter	
Arbeit,	mit	starken	politischen	und	sozialen	Menschenrechten,	auch	für	Flüchtlinge	und	Mig-
rant*innen.	Dafür	stehen	wir	als	Gewerkschaft	und	als	Gewerkschafter*innen.	So	wollen	wir	
in	Zukunft	frei	und	solidarisch	mit	allen	Menschen	friedlich	und	ohne	Not	leben.	

Als	Gewerkschafter*innen	kämpfen	und	streiten	wir	 für	eine	bunte,	 faire,	respektvolle	und	
solidarische	Gesellschaft	auf	Basis	der	allgemeinen	unveräußerlichen	Menschenrechte.	

Die	AfD	hetzt	und	marschiert	für	eine	völkisch	differenzierte,	Privilegien	verfestigende,	exklu-
sive	und	ausgrenzende	nationale	Volksgemeinschaft,	 in	der	Rechte	nur	denen	zugestanden	
werden,	die	ihrer	Meinung	nach	„dazu“	gehören.	

	

Deshalb	ist	die	AfD	KEINE	Alternative	für	abhängig	Beschäftigte	und	Erwerbslose		
und	schon	einmal	gar	nicht	für	Gewerkschafter*innen!	

„Ja!“	zum	Protest.	„Nein!“	zur	AfD.	

Unsere	Alternative	heißt	Solidarität!	

	
	

Never	walk	alone!	Stärker	mit	Gewerkschaft!	
https://mitgliedwerden.verdi.de		

	

Weitere	Informationen:		
http://verdi.de	


